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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die Beratungen des Haushaltsplanentwurfs 2026 

 

- im Haushalts- und Finanzausschuss (HFA),  

- im Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-

schaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) sowie 

- im Verkehrsausschuss (VA) 

 

übersende ich 60 Exemplare des Erläuterungsbandes zum Entwurf des 

Einzelplans 10. Eine PDF-Version wird dem Landtag zur Verfügung ge-

stellt.  

 

Ich bitte Sie, die Unterlagen an die Mitglieder der o.g. Ausschüsse weiter-

zuleiten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Oliver Krischer 

27





Inhalt

1

Kapitel Seite

A. Eckpunkte des Einzelplans 10 3

1.1 Einführung MUNV 3
1.2 Gesamtansätze des Einzelplans 10 6

B. Sach- und Investitionshaushalt – Schwerpunkte 9

1. Umwelt
1.1 Wasserwirtschaft und Bodenschutz

 Wasserwirtschaftliche Maßnahmen zur Anpassung an
den Klimawandel – insbesondere Klimaresilienter
Hochwasserschutz / 10-Punkte Arbeitsplan

 Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie,
Anpassung der Oberflächengewässer beim
Strukturwandel im Rheinischen Revier

 Abwasser
 Maßnahmen zum Bodenschutz und zur Ermittlung und

Sanierung von Altlasten

10 050 9

1.2 Immissionsschutz, Umwelt und Gesundheit, Gentechnik
 Luftreinhaltung
 Lärmminderungsplanung

10 060 16

1.3 Nachhaltige Entwicklung, Klimawandel, Circular Economy,
Kreislaufwirtschaft, Transformation
 Umweltwirtschaft, nachhaltiges Wirtschaften
 Nachhaltige Entwicklung
 Ressourceneffizienz, Circular Economy und

Umweltmanagementsysteme
 Effizienz-Agentur NRW (EFA)
 Klimaresilienz
 Flächenschutz
 Förderprogramm BNE- / Umweltbildungseinrichtung

10 060 19

2. Naturschutz
2.1 Naturschutz und Landschaftspflege

 Das Ziel des Erhalts der Biologischen Vielfalt
10 030 25

3. Transformative Strukturpolitik
3.1 Transformation Strukturpolitik

 EFRE und JTF 10 090
28



Inhalt

2

 Rheinisches Revier 10 060

4. Verkehr
4.1 Förderung der Eisenbahnen und des öffentlichen

Nahverkehrs
 ÖPNV

10 110 30

4.2 Angelegenheiten der Luftfahrt
 Luftverkehr

10 120 32

4.3 Angelegenheiten der Schifffahrt
 Wasserstraßen

10 130 35

4.4 Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau
 Nahmobilität

10 140 36

4.5 Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb Straßen NRW
 Investitionen in das Landesstraßennetz

10 150 37

4.6 Angelegenheiten der Mobilität, Digitalisierung und
Vernetzung
 Vernetzung
 Digitalisierung
 Grundsatzangelegenheiten der Mobilität

10 160 39

C. Personalhaushalt 43

1.  Aufgliederung EP 10 43
2. Ministerium 10 010 44
3. Erledigung von Umweltaufgaben durch kommunale

Stellen
10 011 45

4. Erledigung von Aufgaben nach dem ÖPNVG NRW durch
kommunale Stellen

10 111 46

5. Landesbetrieb Straßenbau NRW 10 150 47
6. Landesamt für Natur, Umwelt und Klimaschutz 10 400 49

D.  Abkürzungsverzeichnis 51



Einführung und Eckwerte

3

A. Eckpunkte des Einzelplans 10

Einführung und Eckwerte

Der Landeshaushalt wird weiterhin durch die anhaltend und historisch schwache
Konjunktur in Deutschland geprägt. Trotz dieser Herausforderungen ist es der
Landesregierung gelungen, den Haushaltsplanentwurf 2026 nachhaltig und
generationengerecht zu gestalten und die zentralen politischen
Schwerpunktsetzungen beizubehalten. Auch der Transformationsprozess hin zu
einer zukunftsorientierten, resilienten und klimaneutralen Industrieregion wird
weiter vorangetrieben.

Mit dem Haushaltsplanentwurf 2026 verbindet die Landesregierung Sparsamkeit
mit Gestaltungswillen und stärkt gezielt die Zukunftsfähigkeit des
Wirtschaftsstandorts Nordrhein-Westfalen, auch mit dem Ziel des Schutzes
unserer natürlichen Lebensgrundlagen und einer modernen Infrastruktur. Dazu
trägt auch das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr mit dem
Einzelplan 10 bei.

Die wirtschaftlich schwierige Lage zwingt das Land zu Konsolidierungs-
maßnahmen in Höhe von rund 3,4 Mrd. EUR im Vergleich zur bisherigen
Finanzplanung. Diese betreffen unter anderem globale Einsparvorgaben,
Kürzungen bei Förderprogrammen und die Rückführung von
Selbstbewirtschaftungsmitteln. Im Bereich der Ministerialverwaltungen ist zudem
ein zehnprozentiger Stellenabbau über fünf Jahre vorgesehen, was insgesamt
knapp 550 Stellen entspricht. Das zweite Jahr in Folge müssen damit alle
Ressorts sehr herausfordernde Einsparvorgaben erfüllen.

Für das MUNV bedeutet dies Einsparungen für 2026 in Höhe von
ca. 80,2 Mio. EUR. Es sind sämtliche Themen des Ministeriums betroffen.
Zudem mussten 183 Mio. EUR Selbstbewirtschaftungsmittel an den Landes-
haushalt zurückgeführt werden. Für die Bereiche Hochwasser, Nahmobilität und
EFRE konnte hierbei eine Nachveranschlagung erreicht werden, die teilweise in
einer Erhöhung der Kassenmittel 2026 resultiert.

Die Gesamtausgaben sinken im Vergleich von ca. 5,21 Mrd. (2025 nach
Umressortierung (LANUV/LANUK/LAVE)) auf ca. 4,79 Mrd. (2026) EUR. Der
Anteil an den Gesamtausgaben des Landes Nordrhein-Westfalen beträgt damit
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4,27 Prozent (2025: 4,94 Prozent). Die Gesamteinnahmen verringern sich von
ca. 3,07 Mrd. (2025) auf ca. 2,75 Mrd. (2026) EUR.

Schwerpunkt des Einzelplans 10 bilden weiterhin die Transferausgaben, also die
Mittel, die aufgrund freiwilliger oder gesetzlicher Regelungen an Dritte
verausgabt werden, insbesondere Fördermaßnahmen (2026: 89 Prozent der
Gesamtausgaben; 2025: 93,8 Prozent).

Für das MUNV als eines der großen Förderhäuser der Landesregierung war
damit auch die Haushaltsaufstellung 2026 ein großer Kraftakt. Wie bei den
notwendigen Einsparmaßnahmen im Vorjahr, ist es für den Haushalt 2026 das
Ziel des MUNV, Strukturen und Förderungen in den Schwerpunktthemen zu
erhalten. Dazu wurde durch Umschichtungen innerhalb des Einzelplans und
Nutzung von Bundesmitteln oder Haushaltsresten versucht, die Auswirkungen
der Einsparmaßnahmen in Grenzen zu halten. Gleichzeitig sind Einschnitte über
alle Themen hinweg nicht zu vermeiden. Insgesamt investieren wir gezielt da, wo
wir zum einen die Wirtschaft stärken und stabilisieren, und setzen Prioritäten
zugunsten nachfolgender Generationen. So sichern wir die Planungs- und
Handlungsfähigkeit in den Bereichen Umwelt, Naturschutz und Verkehr auch in
schwierigen Zeiten.

Mit Blick auf einzelne Schwerpunkte heißt das:

 Auch mit dem neuen Haushalt geht die Sanierungsoffensive
„Straßeninfrastruktur“ nach Plan voran. Insgesamt steht weiter der
Leitsatz „Erhalt vor Neubau“ im Vordergrund. Für uns haben der Erhalt
und die Sanierung von Straßen, Brücken und Tunneln Vorrang.

 Der ÖPNV ist und bleibt das Rückgrat der Mobilität. Einsparauflagen bei
den Landesmitteln können wir – insbesondere mit Blick auf die
Investitionsmöglichkeiten in die Infrastruktur – durch den verstärkten
Einsatz von Regionalisierungsmitteln des Bundes ausgleichen.

 Die Investitionen in den Hochwasserschutz und somit in die Anpassung
an die Klimafolgen sind ein zentrales Anliegen der Landesregierung, das
auch mit dem Haushalt 2026 fortgesetzt wird. Maßnahmen beschleunigen
wir mit dem neuen „Pakt für Hochwasserschutz“. Langjährige Maßnahmen
wie den Polder Worringen, mit dem mehrere Zehntausend bei
Hochwasser geschützt und Entlastung für alle geschaffen werden sollen,
sichern wir haushälterisch ab.



Einführung und Eckwerte

5

 Wir stellen so viele Mittel für den Naturschutz bereit, dass die Biologischen
Stationen und andere zentrale Akteurinnen und Akteure ihre wichtige
Arbeit für Umwelt, Klima- und Artenschutz, unser Naturerbe NRW,
vorantreiben können.

 Wir können insgesamt unsere Handlungsfähigkeit erhalten, vorhandene
und funktionierende Strukturen, wie z. B. beim Landesbetrieb Straßenbau
NRW, beim Mobidrom, beim Zukunftsnetz Mobilität NRW, bei den
Biologischen Stationen und beim AAV bewahren, und zentrale
Programme, wie z. B. die Förderung des kommunalen Straßenbaus oder
der Nahmobilität, zunächst fortführen, um so für Beständigkeit zu sorgen
und im Ergebnis möglichst die Ziele des Koalitionsvertrages umzusetzen.

Der Haushaltsplanentwurf 2026 berücksichtigt noch nicht die Mittel aus dem vom
Bund beschlossenen Infrastruktursondervermögen. Diese sollen in einer
Ergänzungsvorlage abgebildet werden, sobald die bundesgesetzlichen
Grundlagen vorliegen.

Die personellen Kürzungsvorgaben für die Ministerialverwaltung werden uns vor
große Herausforderungen stellen. Die angespannte Personalsituation im
nachgeordneten Bereich kann 2026 durch 15 neue gegenfinanzierte Stellen für
das Landesamt für Natur, Umwelt und Klima (LANUK) und den Landesbetrieb
Straßenbau Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) sowie die Verlängerung von
kw-Vermerken leicht abgemildert werden.

In den folgenden Kapiteln werden die oben aufgezeigten und weitere
thematische Schwerpunkte des Haushaltsentwurfs 2026 dargestellt.



Grafische Übersicht des Einzelplans 10 nach Aufgabenbereichen

6

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr
Einzelplan 10 (in Mio. EUR)

Gesamtansätze 2026 im Vergleich zu 2025

Gesamtausgaben Gesamteinnahmen Zuschussbedarf
2025 5.209,7 3.066,3 2.143,4
2026 4.788,8 2.753,0 2.035,8
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Die Mittel der unterschiedlichen Ausgabenbereiche stellen sich wie folgt dar:

Ansätze 2026 der einzelnen Ausgabenbereiche
des Einzelplanes 10 (in Mio. EUR)
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Schwerpunkt des Einzelplans 10 bilden die Transferausgaben, also die Mittel, die
aufgrund freiwilliger oder gesetzlicher Regelungen an Dritte verausgabt werden,
insbesondere Fördermaßnahmen. Insgesamt sind im Haushalt 2026 hierfür Mittel
mit einem Volumen von 4.261,02 Mio. EUR eingestellt, das ist ein Anteil
von 89 v. H. der Gesamtausgaben. Die Transferausgaben teilen sich wie folgt auf
die einzelnen Bereiche auf:

Landesgesetzliche Ausgaben
7%

Bundesgesetzliche Ausgaben
1%

Vollumfänglich aus Einnahmen
finanzierte zweckgebundene

Mittel
64%

Landesförderprogrammme
8%

Landesbetrieb
10%

Baumaßnahmen / Landstraßen
7%

EU-Programme außerhalb der GAK
2%

Gemeinschaftsaufgabe GAK
1%

Aufteilung der Transferausgaben 2026 des Einzelplans 10
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B. Sach- und Investitionshaushalt

Titelgruppe 66  Hochwasserschutz und wasserwirtschaftliche Vorarbeiten,
Umsetzung der EG-Hochwasserrisikomanagement-Richtli-
nie, Überschwemmungsgebiete, naturnaher Wasserbau,
Ökologische Verbesserung im Emscher-Lippe-Raum

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

 99.417.600 EUR  83.780.800 EUR   83.880.800 EUR 1

Wasserwirtschaftliche Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel – ins-
besondere Klimaresilienter Hochwasserschutz / 10-Punkte-Arbeitsplan

Mittel für den Hochwasserschutz werden insbesondere mit dem Ziel bereitgestellt, die
Infrastruktur zu stärken, die Resilienz gegenüber Hochwasserereignissen zu erhöhen
und bestehende Schutzmaßnahmen zu verbessern. Der 10-Punkte-Arbeitsplan
„Hochwasserschutz in Zeiten des Klimawandels“ fasst die wesentlichen Maßnahmen
zur Verbesserung des vorsorgenden Hochwasserschutzes in Zeiten des Klimawan-
dels zusammen. Die Folgen des Hochwasserereignisses 2021 haben eindeutig ge-
zeigt, dass der Hochwasserschutz in Nordrhein-Westfalen zu verbessern ist.

Die Umsetzung des 10-Punkte-Arbeitsplans erfordert jedoch eine ausreichende Fi-
nanzausstattung für den Hochwasserschutz vor Ort.  Seit dem Hochwasserereignis
2021 wurden und werden vielerorts weiterhin kommunale sowie überregionale Hoch-
wasserschutzkonzepte erstellt. Diese beinhalten auf Grundlage der lokalen und regi-
onalen Gegebenheiten notwendige Maßnahmen zur Verbesserung des Hochwasser-
schutzes, die nach Konzepterstellung nun sukzessive in die Umsetzung gehen. Hierzu
gehören insbesondere auch kostenintensive technische Maßnahmen des Hochwas-
serschutzes wie die Ertüchtigung und der Neubau von Hochwasserschutzanlagen, der

1 Hinweis zum Ist-Ergebnis 2024: Der Ansatz kann durch Einnahmen verstärkt werden und somit höhere
Ist-Ausgaben ermöglichen.

1. Umwelt

Wasserwirtschaft und Bodenschutz (Kapitel 10 050)
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Bau von Rückhaltebecken oder Hochwasserrückhaltung durch Gewässerrenaturie-
rung auch an kleineren Gewässern sowie der notwendige Grunderwerb.

Zudem hat NRW Mitte 2025 einen Pakt für Hochwasserschutz auf den Weg gebracht.
Ziel ist es, gemeinsam mit Kommunen und Wasserverbänden schneller zu planen und
zu bauen – und dabei gezielt auch kleinere Flüsse und grüne Maßnahmen wie Auen-
reaktivierungen einzubeziehen.

Mit einer ausreichend ausgestatteten Landesförderung muss die Umsetzung dieser
Maßnahmen befördert werden. Darüber hinaus werden auch weiterhin landeseigene
Maßnahmen, wie z. B. der notwendige Pegelnetzausbau und Ausbau der Hochwas-
serzentrale, finanziert, um die Schäden von Hochwasserereignissen zu minimieren
und die Sicherheit der Bevölkerung in betroffenen Gebieten zu erhöhen.

Der Ansatz 2026 wurde durch die Nachveranschlagung der Selbstbewirtschaftungs-
mittel erhöht. Zudem konnte eine Verpflichtungsermächtigung i. H. v. 225 Mio. EUR
zur Finanzierung des Polders Worringen veranschlagt werden.

Titelgruppe 70  Erhebung des Wasserentnahmeentgeltes und Umsetzung der
EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

  64.600.00 EUR  66.600.000 EUR  47.572.680 EUR

Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie, Anpassung der Oberflächengewäs-
ser beim Strukturwandel im Rheinischen Revier

Mit der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind für alle Gewässer Ziele bezüglich der
ökologischen Funktionsfähigkeit, des Stoffhaushalts und des mengenmäßigen Zu-
stands zu erreichen. Die Ziele werden über Bewirtschaftungspläne definiert. Der dritte
Bewirtschaftungsplan umfasst den Zeitraum 2022 bis 2027. Die Pläne und die Fort-
schritte bei der Erreichung der Ziele sind der EU-Kommission regelmäßig zu berichten.

Im Jahr 2026 wird die Umsetzung der Maßnahmen zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele fortgesetzt. Dazu werden insbesondere Maßnahmen zur ökologischen Ge-
wässerentwicklung und zur Verbesserung der Gewässerdurchgängigkeit durch das
Land gefördert bzw. an bestimmten Gewässern selbst durchgeführt.
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Daneben stehen Maßnahmen der Abwasserbeseitigung und Maßnahmen zur Redu-
zierung der Stoffeinträge aus der Landwirtschaft im Vordergrund.

Zur Erfolgskontrolle und Steuerung der ökologischen Maßnahmen, wie der weiteren
zur Umsetzung der WRRL erforderlichen Maßnahmen, sind kontinuierlich ein Gewäs-
sermonitoring und eine aktivierende Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.

Daneben muss zum 21.12.2026 der Entwurf des Bewirtschaftungsplans für den Zeit-
raum 2028 bis 2033 veröffentlicht werden. Dafür sind im Vorfeld umfangreiche Pla-
nungs- und Abstimmungsprozesse durchzuführen.

Maßnahmen aus der Umsetzung der WRRL leisten oftmals einen synergistischen Bei-
trag zur Verbesserung des Hochwasserschutzes und sollen daher auch in den Pakt
für Hochwasserschutz einfließen.

Im Einzelnen:

Die ökologische Verbesserung des Gewässerzustands erfolgt im Rahmen des Pro-
gramms „Lebendige Gewässer“. Der Umfang der erforderlichen Maßnahmen, der die
hohe Bevölkerungsdichte und den hohen Nutzungsdruck auf die Gewässer in Nord-
rhein-Westfalen widerspiegelt, wird inklusive Kostenschätzungen im dritten Bewirt-
schaftungsplan für den Zeitraum 2022 bis 2027 umfassend beschrieben. Zur Umset-
zung von Maßnahmen der ökologischen Gewässerentwicklung oder der Verbesserung
der Gewässerdurchgängigkeit ist eine Unterstützung der zuständigen Maßnahmenträ-
ger durch Fördermittel des Landes sowie die Durchführung solcher Maßnahmen an
Gewässern in Zuständigkeit des Landes vorgesehen. Der weit überwiegende Teil der
Haushaltsmittel wird zur konkreten ökologischen Umgestaltung der Gewässer verwen-
det, welche sich positiv auf die Biodiversität auswirkt und einen weiteren Beitrag zur
Steigerung und Erhaltung der Artenvielfalt (im und am Gewässer) sowie auch zum
Hochwasserschutz und zum Klimaschutz darstellt.

Wo Unsicherheiten über die Ursache von Gewässerbelastungen bestehen, sind Son-
deruntersuchungsprogramme bzw. Modellierungen oder Gutachten erforderlich.

Bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sind im Bereich des Rheinischen Re-
viers in den nächsten Jahren auch die weiteren Landesplanungen zum Strukturwandel
zu berücksichtigen, die in der Leitentscheidung vom 23.03.2021 beschrieben sind.

Durch das Ende der Abbautätigkeiten im Tagebau Hambach werden die aktuellen Ein-
leitungen von Sümpfungswasser in die Erft mittelfristig entfallen. Dadurch wird vor al-
lem eine Anpassung des Abflussprofils der Unteren Erft an die deutlich geringeren
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Wassermengen erforderlich. Angesichts des massiven Maßnahmenbedarfs an der Un-
teren Erft wurde ein „Perspektivkonzept Erft“ für den Unterlauf der Erft ab Bergheim
entwickelt, das diese Änderung der Wassermengen berücksichtigt und gleichzeitig die
Renaturierung der Erft im Sinne der EG-Wasserrahmenrichtlinie beschreibt. Zur Ge-
währleistung eines erfolgreichen Strukturwandels ist das Konzept in den nächsten Jah-
ren prioritär umzusetzen.

Zur Erarbeitung des Entwurfs für den Bewirtschaftungsplan 2028 bis 2033 müssen die
Bewirtschaftungsziele und die zu ihrer Erreichung erforderlichen Maßnahmen bis zum
21.12.2026 festgelegt werden. Basis dieser Planungen sind die Ergebnisse des Ge-
wässermonitorings, das von 2022 bis 2024 durchgeführt wurde.

Titelgruppe 71  Verwendung der Abwasserabgabe

Ansatz 2026 Haushalt  2025 Ist-Ergebnis 2024

45.580.000 EUR 45.580.000 EUR  44.756.783 EUR

Abwasser

Nach dem Abwasserabgabengesetz (AbwAG) ist seit dem 01.01.1981 für das Einlei-
ten von Abwasser in ein Gewässer im Sinne des § 3 Nr. 1 bis 3 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) eine Abgabe zu entrichten. Die Höhe der Abgabe richtet sich nach
der Schädlichkeit und der Menge des eingeleiteten Abwassers und stellt damit ein
verursachergerechtes Äquivalent zur nachteiligen Inanspruchnahme der Umwelt dar.
Die Abwasserabgabe ist ein flankierendes Instrument der Wassergesetze. Sie dient
einer weitergehenden Verminderung bis hin zur Vermeidung von Schadstoffen im Ab-
wasser. Zum einen schafft sie einen Anreiz für den Abwassereinleiter, die Menge und
Schädlichkeit seines Abwassers, und damit die Höhe der Abwasserabgabe, zu ver-
mindern. Zum anderen unterliegen die Mittel der Abwasserabgabe nach § 13 Abs. 2
AbwAG einer Zweckbindung. Sie sind lenkungsorientiert für Maßnahmen einzusetzen,
die der Erhaltung oder Verbesserung der Gewässergüte dienen. Die Einnahmen aus
der Abwasserabgabe werden dem entsprechend zur Entwicklung fortschrittlicher Ver-
fahren zur Vermeidung und Behandlung von Abwasser sowie für deren Einführung in
die Praxis verwendet.
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Auch wenn die Qualität vieler Gewässer in Nordrhein-Westfalen durch Abwassermaß
nahmen in den vergangenen Jahren bereits deutlich verbessert werden konnte, be-
steht weiterhin Handlungsbedarf – insbesondere mit Blick auf die Folgen des Klima-
wandels. Eine besondere Herausforderung für die Abwasserbeseitigung und damit ein
Schwerpunkt für die Verwendung von Mitteln aus der Abwasserabgabe ergibt sich aus
der Belastung der aquatischen Umwelt mit Mikroschadstoffen wie Arzneimittelresten,
Bioziden oder Industriechemikalien, insbesondere mit Blick auf die zunehmenden Tro-
ckenzeiten und der damit verbundenen geringeren Wasserführung im Gewässer. Ne-
ben Spurenstoffen sind Fragestellungen zu Belastungen mit Mikroplastik und multire-
sistenten Keimen im Fokus. Daneben haben auch die diskontinuierlichen Misch- und
Regenwassereinleitungen erhebliche Bedeutung für die Gewässergüte.

Wesentliches Element der Verwendung der Abwasserabgabe stellt die Förderrichtlinie
„Zukunftsfähige und nachhaltige Abwasserbeseitigung NRW“ (ZunA) dar. Über die
Richtlinie ZunA werden neben Maßnahmen zur Verbesserung der o. g. Problemberei-
che insbesondere auch Energiesparmaßnahmen auf öffentlichen Abwasseranlagen
und Maßnahmen zur Anpassung der Siedlungsentwässerung an den Klimawandel ge-
fördert.

Aus der Ruhr-Konferenz ist das Projekt „Klimaresiliente Region mit internationaler
Strahlkraft“ (KRiS) hervorgegangen. Mit der gleichnamigen Förderrichtlinie KRiS wird
speziell das Ruhrgebiet als am dichtesten besiedelte Region Deutschlands bei der
Anpassung an den Klimawandelt unterstützt. Ziel ist die Minderung von Überflutungen
durch Starkregenereignisse und die Senkung von Hitzebelastungen. Dabei orientiert
sich das Projekt an der Idee der wasserbewussten Stadtentwicklung bzw. am Konzept
der Schwammstadt.

Umweltministerium, Wirtschaftsministerium und Erftverband haben im Dezember
2024 eine gemeinsame Erklärung unterzeichnet, um gemeinsam eine Anlage zur Eli-
minierung von giftigen Schwermetallen aus dem Wasser des ehemaligen Burgfeyer
Bergwerk-Stollens zu realisieren. Das stark belastete Wasser aus dem Entwässe-
rungsstollen im Mechernicher Bleiberg läuft in den Veybach und von da aus über die
Erft bis in den Rhein. Die Eliminierung der Schwermetalle aus dem Wasser des Burg-
feyer Stollens liegt im Allgemeinwohlinteresse. Während sich das Land für die Sicher-
stellung der Finanzierung einsetzt, die teilweise aus der Abwasserabgabe erfolgen
soll, sind Planung, Bau und Betrieb der Anlage durch den Erftverband vorgesehen.
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Titel 883 00 Zuweisungen für Maßnahmen des Bodenschutzes
Titel 887 00 Zuweisungen an Zweckverbände zur Altlastensanierung

Titel Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

883 00 4.693.400 EUR 4.693.400 EUR 3.992.492 EUR

887 00 9.000.000 EUR 7.000.000 EUR 7.500.000 EUR
(500.000 EUR durch De-

ckung aus HH-Titel 883 00)

887 10  0 EUR 1.500.000 EUR 2.000.000 EUR

Maßnahmen zum Bodenschutz und zur Ermittlung und Sanierung von Altlasten

(Titel 883 00)
Das Land unterstützt die Kommunen bei der Altlastenbearbeitung über die „Richtlinien
über die Gewährung von Zuwendungen für die Gefahrenermittlung und Sanierung von
Altlasten sowie für weitere Maßnahmen des Bodenschutzes“. Dazu werden Mittel aus
dem Titel 883 00 bereitgestellt. Förderfähig sind im Bereich Altlasten Maßnahmen zur
Altlastenerfassung, der Gefahrenermittlung und -abwehr und Altlastenuntersuchun-
gen im Zusammenhang mit kommunalen Planungen. Zudem werden Maßnahmen zur
Erfassung von Brachflächen- und Entsiegelungspotenzialen, zur Ermittlung und Be-
wertung von Bodenfunktionen und Maßnahmen zur Verbesserung des Bodenbe-
wusstseins gefördert.

Eine Vielzahl belasteter Flächen muss durch Kommunen im Rahmen der Ersatzvor-
nahme bewertet und saniert werden. Dies wäre ohne eine Unterstützung des Landes
nicht möglich. Die Förderung der Altlastenbearbeitung trägt zudem zur Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme bei. Denn eine Aufbereitung industriell vorbelasteter
Brachflächen für neue Nutzungen (Flächenrecycling) ist in der Regel nur in Kombina-
tion mit einer systematischen Altlastenbearbeitung möglich.

Bereits derzeit und perspektiv zeichnet sich ein höherer Mittelbedarf zur Bearbeitung
von Maßnahmen aufgrund der Schadstoffgruppe der per- und polyfluorierten Tenside
(PFAS) ab. Die Anzahl der in Bearbeitung befindlichen Fälle mit PFAS-Belastungen in
Boden und Grundwasser steigt stetig an.
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Maßnahmen zur Altlastensanierung

(Titel 887 00 und 887 10)
Einen wichtigen Beitrag zur Altlastensanierung und zusätzlich zum Flächenrecycling
erbringt auch der AAV – Verband für Altlastensanierung und Flächenrecycling. Der
AAV unterstützt die Kommunen aufgrund des AAV-Gesetzes. Durch seine Aufgabe
des Flächenrecyclings leistet der AAV einen Beitrag, dem Verbrauch landwirtschaftli-
cher Nutzfläche entgegenzusteuern. Ab 2026 erhält der AAV insgesamt
9.000.000 EUR und damit 500.000 EUR mehr als im Vorjahr.
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Titelgruppe 60 Maßnahmen auf dem Gebiet des Immissionsschutzes zur
Umsetzung der „Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 über Luftqualität
und saubere Luft für Europa“, der Richtlinie (EU) 2024/2881
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2024
über Luftqualität und saubere Luft für Europa und weiterer
Luftreinhaltevorschriften

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

1.470.000 EUR 1.720.000 EUR 727.249 EUR

Luftreinhaltung

Die Erfassung und Beurteilung der Luftqualität ist eine Pflichtaufgabe der
Bundesländer zur Umsetzung der EU-Vorgaben. Dafür sind Messungen,
Modellrechnungen und Trendabschätzungen notwendig. Die Beurteilung der
Luftqualität bildet die Grundlage der Luftreinhalteplanung. In den bei
Grenzwertüberschreitungen aufzustellenden Luftreinhalteplänen müssen Maß-
nahmenkonzepte bzw. Strategien zur Sicherstellung einer nachhaltig positiven
Entwicklung der Luftqualität aufgezeigt und zur Sicherstellung der
Grenzwerteinhaltung festgelegt werden.

Um die Luftqualität kontinuierlich zu erfassen, besteht in Nordrhein-Westfalen ein
Luftqualitätsüberwachungssystem (LUQS), das vom LANUK betrieben wird. Dazu
gehören Messstationen, an denen die Konzentrationen von verschiedenen
Luftschadstoffen – unter anderem von Feinstaub und Stickstoffdioxid – erfasst werden.
Dieses Überwachungssystem muss fortwährend weiterentwickelt werden, um den
Anforderungen zur Qualitätssicherung und dem Stand der Messtechnik gerecht
werden zu können.

Ein besonderer Schwerpunkt der kommenden Jahre ist die Umsetzung der
neugefassten Richtlinie über Luftqualität und saubere Luft für Europa, die am
10.12.2024 in Kraft getreten ist. Dies erfordert insbesondere die Entwicklung und
Erprobung neuer Mess- und Modellierungsmethoden für Luftschadstoffe, die

Immissionsschutz, Umwelt und Gesundheit, Gentechnik
(Kapitel 10 060)
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Erprobung und Entwicklung des Luftqualitätsmessnetzes sowie die Fortentwicklung
der Methoden für die Luftreinhalteplanung.

Haushaltsmittel aus der Titelgruppe 60 sind u. a. dafür vorgesehen, neue Mess-
verfahren für relevante Stoffe zu etablieren und neuartige Messgeräte zu beschaffen
sowie Untersuchungsvorhaben zur Weiterentwicklung des Messnetzes
durchzuführen.

Im Einzelnen ist es zur Umsetzung der Luftqualitätsrichtlinie zwingend notwendig, sehr
zeitnah Messmethoden für die Schadstoffe fortzuentwickeln, die verstärkt zu
überwachen sein werden. Hinzu kommen Messverpflichtungen für bisher nicht
erfasste Luftschadstoffe (z. B. Ruß, Ammoniak, Ultrafeine Partikel, oxidatives
Potenzial des Feinstaubs). Zusätzlich kommt der Modellierung der Luftqualität eine
deutlich größere Rolle zu als bisher. Schließlich wird eine Vielzahl von
Luftreinhalteplänen aufgestellt bzw. fortgeschrieben werden müssen.

Titelgruppe 61 Maßnahmen auf dem Gebiet des Immissionsschutzes zur
Umsetzung der „Richtlinie 2002/49/EG des Rates über die
Bewertung und die Bekämpfung von Umgebungslärm“
vom 25.06.2002 (Umgebungslärmrichtlinie) und weitere
Maßnahmen zur Lärmbekämpfung und zum Schutz von
anderen physikalischen Einwirkungen

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

420.100 EUR 545.000 EUR 180.878 EUR

Lärmminderungsplanung

Ein zentraler Baustein des Handelns beim Lärmschutz sind die kommunale
Lärmminderungsplanung gemäß der europäischen Umgebungslärmrichtlinie und die
Anforderungen des EU-Aktionsplans für Schadstofffreiheit (Zero Pollution Act), der
eine Minderung der Anzahl der Lärmbetroffenen um 30 % anstrebt. Die EU-
Umgebungslärmrichtlinie ist ein wichtiges Instrument zur Verbesserung der urbanen
Lebensqualität in den Städten und Gemeinden. Sie verpflichtet die Kommunen, die
Lärmbelastung in Ballungsräumen, an wichtigen Verkehrswegen und an großen
Flughäfen durch eine Lärmkartierung zu erfassen und darauf aufbauend
Lärmaktionspläne aufzustellen.
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Der Lärmaktionsplan zielt darauf ab, ein Konzept zur Minderung des Lärms in den
Städten zu entwickeln, das dann Schritt für Schritt umgesetzt wird. Damit haben die
Kommunen die Möglichkeit, umfassenden Lärmschutz auf gesamtstädtischer Ebene
zu betreiben. Die Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie erfolgt federführend
durch das MUNV. Bei den Arbeiten werden die Kommunen durch das Land finanziell
und personell unterstützt. In den ersten drei Runden der Lärmaktionsplanung gab es
große Umsetzungsdefizite bei den Kommunen, so dass derzeit noch ein
Vertragsverletzungsverfahren durch die Kommission anhängig ist.

Die vierte Runde wurde Ende 2024 abgeschlossen, die Arbeiten zur fünften Runde
wurden bereits begonnen. Auch die Erfahrungen mit der vierten Runde habe gezeigt,
dass der Vollzug der Lärmminderungsplanung nach wie vor eine große
Herausforderung darstellt und einen sehr hohen begleitenden fachaufsichtlichen
Aufwand erfordert.

Neben der inhaltlichen Auswertung der Lärmaktionspläne sind im Jahr 2026 die
Prozesse der Lärmminderungsplanung weiter zu evaluieren und darauf aufbauend die
notwendigen Schritte einzuleiten, um den Vollzug der Lärmminderungsplanung
zukunftsfähiger und effizienter zu gestalten.

Das Umgebungslärmportal wird weiterbetrieben und aktualisiert, die Berichts- und
Monitoringinstrumente werden entsprechend den EU-Anforderungen zur fünften
Runde aktualisiert und weiter digitalisiert. Weitergehende Unterstützungsleistungen
des Landes werden durch Gutachten und Studien geprüft und vorbereitet.
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Um einen substantiellen Beitrag aus Nordrhein-Westfalen zur Erreichung der Ziele der
Agenda 2030 zu leisten, sind verstärkte Anstrengungen und ein koordiniertes und auf
allen Ebenen konsistentes und ambitioniertes Vorgehen nötig. In Kapitel 10 060 mit
den Titelgruppen 63, 66, 68, 75 und 77 setzt die Landesregierung dazu unter dem
Dach einer nachhaltigen Entwicklung Schwerpunkte in der Stärkung der Umweltwirt-
schaft, der Klimaresilienz und des Flächenschutzes, der Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung und der sogenannten Circular Economy (umfassende Kreislaufwirtschaft).

Titelgruppe 63 Umweltwirtschaft, nachhaltiges Wirtschaften

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

2.435.600 EUR 2.435.600 EUR 2.695.059 EUR

Die Umweltwirtschaft entwickelt und vermarktet Produkte, Verfahren und Dienstleis-
tungen mit unmittelbarem Nutzen für den Umwelt-, Ressourcen- und Klimaschutz.
Durch den ökologischen Mehrwert der Produkte, Verfahren und Dienstleistungen
nimmt die Umweltwirtschaft die Rolle als „Ermöglicher“ einer Transformation der Ge-
samtwirtschaft hin zu einer Green Economy ein.

Green Economy bedeutet in diesem Zusammenhang eine mit Natur und Umwelt im
Einklang stehende, innovationsorientierte Volkswirtschaft, die schädliche Emissionen
und Schadstoffeinträge in alle Umweltmedien vermeidet und den Einsatz nicht erneu-
erbarer Ressourcen absolut senkt. Zugleich wird in einer Green Economy langfristig
eine ausschließlich auf erneuerbaren Energien basierende Energieversorgung er-
reicht. Die biologische Vielfalt sowie Ökosysteme und ihre Leistungen werden erhal-
ten, entwickelt und wiederherstellt.

Ziel der Landesregierung ist es, die bestehenden Aktivitäten im Bereich der Umwelt-
wirtschaft und des nachhaltigen Wirtschaftens fortzuführen. Ein Schwerpunkt wird da-
bei auf Innovations-, Gründungs- und Netzwerkförderung gelegt.

Nachhaltige Entwicklung, Klimawandel, Circular Economy,
Kreislaufwirtschaft, Transformation (Kapitel 10 060)
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Titelgruppe 66 Nachhaltige Entwicklung

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

2.136.100 EUR 2.136.100 EUR 2.201.514 EUR

Die Strategien „NRW-Nachhaltigkeitsstrategie“ und „BNE-Strategie - BNE in NRW
2030“ werden umgesetzt und durch die Fortführung und den Ausbau geeigneter Par-
tizipationselemente (insbesondere NRW-Nachhaltigkeitsbeirat, Einbindung der jünge-
ren Generation, Fortführung der NRW-Nachhaltigkeitstagungen und des BNE-Festi-
vals NRW) und Kommunikationsinstrumente (u. a. Webseiten nachhaltigkeit.nrw.de,
nachhaltigkeitsindikatoren.nrw.de und bne.nrw.de) unterstützt und begleitet.

Die Vorarbeiten und bestehenden Aktivitäten des Landesumweltamts (u. a. das „Netz-
werk Nachhaltige Landesverwaltung“) sollen dazu ausgebaut und in die Fläche aller
Behörden und Einrichtungen der Landesverwaltung getragen werden. Die Kommunen
sind für die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele des Landes weiterhin unabdingbare
Partnerinnen. Bestehende Maßnahmen und Angebote sollen fortgesetzt und zu einem
Angebot für ein ambitioniertes und systematisches kommunales Nachhaltigkeitsma-
nagement ausgebaut werden.

Titelgruppe 68 Ressourceneffizienz, Circular Economy
und Umweltmanagementsysteme

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

6.800.000 EUR 6.800.000 EUR 6.385.175 EUR

Ressourceneffizienz, Circular Economy, Abfallwirtschaftsplanung und Umwelt-
managementsysteme

Ressourceneffizienz und Circular Economy tragen wesentlich zum Schutz der Umwelt,
der Biodiversität und des Klimas bei und befördern damit insgesamt eine nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung. Ein schonender und effizienter Umgang mit Ressourcen
und die Schließung von Stoffkreisläufen ist angesichts weltweit knapper werdender
Rohstoffe nicht nur eine ökologische, sondern auch eine ökonomische Notwendigkeit.
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Die EU strebt mit dem Clean Industrial Deal und dem zweiten „Circular Economy Ac-
tion“-Plan im Rahmen des europäischen Grünen Deals (EGD) an, nachhaltige Pro-
dukte und Geschäftsmodelle zur Norm zu machen, und eine CO2-neutrale Wirtschaft
im Rahmen einer „Zero Waste Society“ zu etablieren. Der Einsatz von Materialien soll
durch Circular Design beispielsweise begrenzt und die Nutzungsdauer von Rohstoffen
und Produkten so lange wie möglich durch die R-Strategien ausgedehnt werden.

Die Landesregierung setzt in NRW als hoch industrialisierter Region mit einem hohen
Ressourcenbedarf auf Ressourceneffizienz und den Übergang zu einer Circular Eco-
nomy. Sie fördert die Umsetzung unter anderem durch die Finanzierung und Förde-
rung von Projekten im Bereich Circular Economy und ressourceneffizienten Wirtschaf-
ten. Umweltmanagementsystemen für den betrieblichen Umweltschutz, wie z. B. ÖKO-
PROFIT, bieten Unternehmen den Einstieg in das Thema. Diese Ansätze werden im
Rahmen eines Zero-Waste-Impulsprogramms und einer Landeskreislaufwirtschafts-
strategie zusammengeführt und erweitert.

Auch die etablierte Abfallwirtschaft spielt bei der Transformation zu einer Circular Eco-
nomy eine wichtige Rolle. Sie erfordert eine effektive Implementierung und Weiter-
entwicklung der gesetzlichen Grundlagen des EU-Rechts und des nationalen Rechts.
Um eine ordnungsgemäße und schadlose Kreislaufwirtschaft, die auf der Umsetzung
der gesetzlich vorgeschriebenen Abfallhierarchie basiert, sicherzustellen, ist ein ein-
heitlicher Vollzug der Vorschriften notwendig. Hierzu müssen die Umweltbehörden
über die erforderliche personelle und materielle Ausstattung verfügen. Die Sicherstel-
lung der Einhaltung der rechtlichen Regelungen für industrielle und gewerbliche Anla-
gen hat großen Anteil an der Gewährleistung eines wirksamen Schutzes der Men-
schen und der Umwelt vor den Emissionen industrieller und gewerblicher Anlagen.

Mit der Fortschreibung des Abfallwirtschaftsplans NRW werden europarechtliche
Pflichten erfüllt und die Entsorgungspflichtigen mit entsprechenden Bedarfsprognosen
bei der Schaffung ausreichender Entsorgungskapazitäten zur Gewährleistung der Ent-
sorgungssicherheit in NRW unterstützt. Mit ergänzenden Stoffstrombetrachtungen und
Datenerhebungen können die Potenziale von Abfällen, die der Vorbereitung zur Wie-
derverwendung oder dem Recycling zugeführt werden können, besser erkannt und die
Umsetzung der Abfallhierarchie unterstützt werden.
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Effizienz-Agentur NRW (EFA)

Die EFA NRW unterstützt insbesondere kleine und mittlere produzierende Unterneh-
men (KMU) in Nordrhein-Westfalen bei der Entwicklung von Maßnahmen und Strate-
gien zur Steigerung der Ressourceneffizienz und Umsetzung der Circular Economy
mit dem Ziel, Ressourcen einzusparen, Materialkreisläufe zu schließen und die Um-
welt zu schützen. Dabei fokussiert sie auf die Produktion(-sprozesse), auf die Gestal-
tung von Produkten und Dienstleistungen und Geschäftsmodellen – in Einzelbetrieben
und entlang von Wertschöpfungsketten. Die EFA NRW bietet Akteuren in NRW, ins-
besondere KMU, ihr Fachwissen, ihre Beratungs- und Förderangebote über ihre Re-
gionalbüros bedarfsorientiert an. So sichert sie die Nachhaltigkeit und die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen und nimmt durch ihre Tätigkeit eine Schnittstellen-
funktion zwischen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft wahr.

Entwicklungsfelder sind:

- Ressourceneffizienz und Circular Economy (Gestaltung von Produkten,
Dienstleistungen und Geschäftsmodellen der CE),

- Digitalisierung und Industrie 4.0,
- Vorgaben der EU für ein grünes Europa, z. B. Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Titelgruppe 75  Anpassung an den Klimawandel, Flächenschutz, Nachhaltige
Infrastrukturen

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

1.715.000 EUR 1.515.000 EUR -693.588 EUR 1

Klimaresilienz

Um Schäden durch die Folgen der globalen Klimakrise zu reduzieren, werden – vor-
nehmlich im Rahmen der in 2024 erarbeiteten Klimaanpassungsstrategie - Maßnah-
men zur Stärkung der Klimaresilienz in NRW umgesetzt. Basierend auf dem Klimaan-
passungsgesetz (KlAnG) des Landes ist eine Förderung und Finanzierung von Vorha-
ben vorgesehen, die einen Beitrag zur Erreichung der Klimaanpassungsziele leisten.

1 Der Negativbetrag beim Ist Ergebnis 2024 rührt aus Rückflüssen aus dem Förderprogramm
Klimawandelvorsorge im Jahr 2023.
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Dies beinhaltet unter anderem die Umsetzung und Fortführung der im KlAnG festge-
schriebenen Unterstützungsleistungen (§ 5 (2) KlAnG). Dazu gehört vor allem die Sen-
sibilisierung und Unterstützung der Akteure im Bereich Klimaanpassung durch Infor-
mation, Beratung, Öffentlichkeitarbeit, Netzwerkarbeit, Bildung und Finanzierung von
Klimamaßnahmen. Finanziert werden unter anderem die gezielte Beratung von Kom-
munen zur Klimaanpassung sowie Prozesse zur Steigerung der betrieblichen Klima-
resilienz von Unternehmen. Auch die Zielgruppe der Bürgerinnen und Bürger wird zu
Anpassungsmaßnahmen im privaten Wohnumfeld adressiert.

Flächenschutz

Die Inanspruchnahme von Fläche führt zu einem Verlust von natürlichen Lebensräu-
men und Ressourcen. Die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme soll zeitnah
auf 5 Hektar pro Tag und perspektivisch auch weitergehend durch konkrete Maßnah-
men und Unterstützungsleistungen reduziert werden und ist damit auch ein wichtiger
Schritt für eine nachhaltige Entwicklung. Die Initiativen aus dem „Maßnahmenpaket
intelligente Flächennutzung“ sollen fortgeführt werden und müssen durch weitere Maß-
nahmen ergänzt werden, um das Ziel konsequent und langfristig zu erreichen. Dazu
gehören Initiativen, wie die Erfassung von Flächen des Siedlungsbereichs, mit einer
gewerblich-industriellen, verkehrlichen oder sonstigen baulichen Vornutzung (Brach-
flächen) als Potentiale für neue Nutzungen, die Erfassung von versiegelten Flächen,
eine gezielte Umsetzung der flächensparenden Innenentwicklung unter Berücksichti-
gung der Klimafolgenanpassung durch die Kommunen und Kommunikationspolitik so-
wie Beratung und Schulung.

Als verknüpfender Baustein zwischen den Themen Klimaanpassung und Flächen-
schutz werden Vorhaben durchgeführt, die zum Ziel haben, den Anteil der Grünen Inf-
rastruktur an der städtischen Gesamtfläche zu erhöhen.
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Titelgruppe 77  Umweltbildungseinrichtungen und Bildung für nachhaltige
Entwicklung

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

3.784.500 EUR 3.784.500 EUR 3.415.864 EUR

Förderprogramm BNE- / Umweltbildungseinrichtungen

Die geförderten Regionalzentren fungieren als Motoren für Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE) in ihren jeweiligen Regionen, vernetzen Akteurinnen und Akteure und
bieten ein vielseitiges Veranstaltungsprogramm für unterschiedlichste Zielgruppen.
Neben ihren BNE-Bildungsangeboten beraten und unterstützen sie Schulen i.R. des
Landesprogramms Schule der Zukunft, und sorgen für die Bekanntmachung von BNE
und den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung innerhalb NRWs.

Die Landesregierung erhält die Struktur der geförderten Einrichtungen. Perspektivisch
bleibt das Ziel, das zurzeit noch in einigen Kreisen lückenhafte Landesnetzwerk der
BNE-Regionalzentren zu schließen.
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Titel 682 00 Erstattungen an den Landesbetrieb Wald und Holz
(Wildnisentwicklungsgebiete im Staatswald)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

1.660.000 EUR 0 EUR 0 EUR

Um den Schutz des Naturerbes in NRW zu stärken, weist die Landesregierung weitere
staatliche Waldflächen als Wildnisentwicklungsgebiete aus.

Die Ausweisung neuer Wildnisentwicklungsgebiete in einem Umfang von rund 5.000
Hektar führt zu entgangenen Einnahmen durch Holzverkäufe sowie zusätzlichen Be-
treuungs- und Pflegeaufwand beim Landesbetrieb Wald und Holz. Die entgangenen
Einnahmen sowie zusätzlich entstehender Mehraufwand sind auszugleichen.

Titelgruppe 82 Naturschutz und Landschaftspflege, Kooperationsprojekte

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

56.880.200 EUR 51.884.800 EUR 50.224.459 EUR

Titelgruppe 84 Landesprogramm Biologische Vielfalt

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

3.000.000 EUR 0 EUR 2.000.000 EUR

Der Erhalt der Biodiversität, der Schutz unseres Naturerbes ist neben dem Schutz des
Klimas von herausragender Bedeutung und gehört damit auch für die Landesregierung

2. Naturschutz

Naturschutz und Landschaftspflege (Kapitel 10 030)
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zu den wichtigsten Herausforderungen unserer Zeit. Mit der EU-Wiederherstellungs-
verordnung, der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt 2030 und der Biodiver-
sitätsstrategie NRW werden ehrgeizige Ziele zum Schutz, zur Wiederherstellung und
zur nachhaltigen Nutzung der Biodiversität verfolgt.

Der Rückgang der Arten- und Lebensraumvielfalt und die Folgen des Klimawandels
sind für alle spürbar. Die Landesregierung hat sich daher zur Aufgabe gemacht, Maß-
nahmen zum Erhalt der Artenvielfalt und Schutz der Lebensräume zu ergreifen und
damit die Biodiversitätskrise als zweite große ökologische Krise unserer Zeit wirksam
zu bekämpfen. Als Grundlage dafür werden die Biodiversitätsstrategie Nordrhein-
Westfalen fortgeschrieben und konkrete Schutzmaßnahmen umgesetzt. Ein besonde-
res Augenmerk gilt den Mooren und Feuchtgebieten in Nordrhein-Westfalen, deren
Schutz und Revitalisierung gleichzeitig dem natürlichen Klimaschutz dienen. Auch der
Vernetzung der Schutzgebiete als Lebensraum für eine vielfältige Fauna und Flora
sowie der Förderung der Grünen Infrastruktur kommen eine besondere Bedeutung
beim Erhalt und der Wiederherstellung der Biodiversität zu.

Mit den Mitteln des Landesnaturschutzhaushalts werden Maßnahmen gefördert, die
dem Biotop- und Artenschutz sowie der Wiederherstellung von Biodiversität in Nord-
rhein-Westfalen dienen. Wichtige Akteurinnen sind in diesem Zusammenhang die un-
teren Naturschutzbehörden bei den Kreisen und kreisfreien Städten sowie die landes-
weit 39 Biologischen Stationen, die als Gebietsexpertinnen vor Ort mit den Landbe-
wirtschaftenden und anderen wichtigen Akteuren in engem Austausch stehen und eine
Vielzahl von naturverbessernden Maßnahmen und Projekten initiieren und begleiten.
Die Landesregierung will daher die Stärkung der Biologischen Stationen fortführen und
die Finanzierung von Naturschutzprojekten durch das Prinzip der Mehrjährigkeit lang-
fristig absichern. Für die Förderung der Biologischen Stationen nach der Förderrichtli-
nie Biologische Stationen NRW wurde das Prinzip der Mehrjährigkeit ab dem Jahr
2025 umgesetzt.

Die Finanzierung der Umsetzung von Maßnahmen zum Erhalt und zur Wiederherstel-
lung der Biologischen Vielfalt erfolgt nicht nur im Rahmen von reinen Landesförderun-
gen. Aus dem Landesnaturschutzhaushalt werden auf dem Zuwendungswege auch
Landeskofinanzierungen zu Projektförderungen, z. B. der EU aus LIFE und des Bun-
des aus dem Bundesprogramm Biologische Vielfalt, dem nationalen Aktionsprogramm
Natürlicher Klimaschutz (ANK)  sowie dem Bundesprogramm zur Errichtung und Si-
cherung schutzwürdiger Teile von Natur und Landschaft, mit gesamtstaatlich reprä-
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sentativer Bedeutung finanziert. Diese dienen im Rahmen von Naturschutzgroßprojek-
ten ebenfalls dem Erhalt der Artenvielfalt und dem Schutz der Lebensräume in Nord-
rhein-Westfalen dienen.

Mit dem Landesprogramm zum Erhalt der Biologischen Vielfalt werden gezielt Maß-
nahmen des Natur-, Arten- und Habitatschutzes gefördert.

Im Landesnaturschutzhaushalt stehen des Weiteren erneut 2,0 Mio. EUR für die Um-
setzung der Förderrichtlinie über die Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der
Förderung von Umweltschecks mit der Zweckbestimmung Naturschutz und Land-
schaftspflege und damit der Förderung des ehrenamtlichen Naturschutzes zur Verfü-
gung.
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Megatrends wie der Klimawandel, Ressourcenknappheit, Artensterben, Digitalisierung
oder Pandemien erfordern die Transformation, d. h. einen grundlegenden Umbau gan-
zer Wirtschaftssektoren. Diese historisch beispiellosen Herausforderungen brauchen
das neue Konzept der transformativen Strukturpolitik. Die transformative Strukturpolitik
ist ein proaktiver und steuernder Kanon von wirtschafts-, umwelt- und sozialpolitischen
Maßnahmen für die ökologisch-soziale Transformation, welche darauf abzielen, die
Entwicklung von regionalen Strukturen, Wirtschaft und deren Gesellschaften umwelt-
und sozialverträglich zu gestalten. Ziele sind die Förderung klimaneutraler und kreis-
lauforientierter Geschäftsmodelle, der Aufbau resilienter Strukturen sowie der Erhalt
der natürlichen Lebensgrundlagen und die sozialverträgliche Gestaltung des Wandels.
Instrumente der transformativen Strukturpolitik sind insbesondere Strukturförderpro-
gramme auf europäischer (EFRE, JTF, ESF+, ETZ / INTERREG) und regionaler
Ebene (Rheinisches Revier).

Prioritäre Entwicklungsfelder im Geschäftsbereich des MUNV sind folgende Quer-
schnittsthemen: Umweltinnovationen, Klimaanpassung, Circular Economy und Res-
sourceneffizienz, nachhaltige Mobilität, Umweltwirtschaft, Klimaanpassungswirtschaft,
grün-blaue Infrastruktur, Bildung für Nachhaltige Entwicklung und bürgerschaftliches
Engagement. Im Folgenden sind die Themen und Titelgruppen dargestellt, die maß-
geblich zur transformativen Strukturpolitik beitragen.

Zuschüsse der Europäischen Union (Kapitel 10 090)

Titelgruppe 83 Kofinanzierung für EFRE.NRW 2021 – 2027 (Landesanteil)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

60.580.900 EUR 58.587.900 EUR 58.648.799 EUR

3. Transformative Strukturpolitik

Transformation Strukturpolitik (Kapitel 10 060, 10 090)
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Titelgruppe 84 JTF - Just Transition Fund (Landesanteil)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

7.044.300 EUR 12.044.300 EUR 0 EUR

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) / Just Transition Fund

Das EFRE/JTF-Programm.NRW ist Teil der Strukturförderung und ein Förderinstru-
ment der Europäischen Kommission. Die Programme unterstützen Projekte in den Fel-
dern Innovation, Nachhaltigkeit, Mittelstandsförderung, Lebensqualität und Mobilität.
Insbesondere plant das MUNV in der Förderperiode 2021 bis 2027 ein Fördervolumen
von bis zu 900 Mio. EUR umzusetzen (EU- und Landesmittel). Der JTF hat zum Ziel,
die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen des Übergangs zu einer
klimaneutralen Wirtschaft in der NRW-Gebietskulisse, dem Rheinische Revier (ohne
Euskirchen) und dem nördlichen Ruhrgebiet (Bottrop, Dorsten, Gladbeck und Marl) zu
bewältigen.

Rheinisches Revier (Kapitel 10 060)

Für einen nachhaltigen Strukturwandel setzt sich das MUNV im Zuge des Ausstiegs
aus der Braunkohleverstromung 2030 für die Förderung von Projekten in folgenden
Themenbereichen der transformativen Strukturpolitik ein:

- Green Economy mit Umweltwirtschaft, grüne Gründungen, Kreislaufwirtschaft,
Klimaanpassungswirtschaft und nachhaltiger Bioökonomie,

- Nachhaltige Raumentwicklung mit grün-blauer Infrastruktur, Klimaanpassung,
Ökosystemverbund, Flächenschutz und der Beseitigung von Altlasten,

- Bildung für nachhaltige Entwicklung und bürgerschaftliches Engagement,
- Mobilität und Verkehr mit Verkehrsinfrastruktur und innovativen Mobilitätslösungen.

Für diese Themenbereiche in Zuständigkeit des MUNV stehen ca. 5 Mrd. EUR zur
Verfügung. Die Mittel sind zentral beim MWIKE, Kapitel 14 300 Titelgruppen 81, 82
und 83 veranschlagt und können im Einzelplan 10, Kapitel 10 060 Titelgruppen 79, 80
und 81, verausgabt werden.
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Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

3.109.297.000 EUR 3.585.362.400 EUR 3.308.461.564 EUR

ÖPNV

Mit einem Haushaltsvolumen von insgesamt rund 3,1 Mrd. EUR fördert das Land die
Eisenbahnen und den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in Nordrhein-Westfa-
len.

Einen Schwerpunkt bildet hierbei die Gewährung von Pauschalen für den Schienen-
personennahverkehr (SPNV), den übrigen ÖPNV sowie für Investitionen im ÖPNV.
Für den SPNV sind im Haushalt 2026 mindestens 1,69 Mrd. EUR (§ 11 Absatz 1
ÖPNVG NRW), für den übrigen ÖPNV 130 Mio. EUR (§ 11 Absatz 2 ÖPNVG NRW),
für die Ausbildungsverkehr-Pauschale 130 Mio. EUR (§ 11a ÖPNVG NRW) und für die
pauschalierte Investitionsförderung mindestens 150 Mio. EUR (§ 12 ÖPNVG NRW)
vorgesehen. Über die Gewährung von Pauschalen hinaus wird die ÖPNV-Offensive
des Landes weiter fortgeführt, mit der bis 2031 rund 4 Mrd. EUR für die weitere Ver-
besserung des ÖPNV des Landes eingesetzt werden. Daraus werden insbesondere
zusätzliche Angebote im Schienenpersonennahverkehr, regionale Schnellbusver-
kehre, der Neu- und Ausbau und die Reaktivierung von Bahnstrecken, die barrierefreie
Gestaltung von Haltestellen und Bahnhöfen, der Ausbau und die Erneuerung der
Stadtbahninfrastruktur und ein robustes Netz der Eisenbahn für den Nahverkehr finan-
ziert. Neben Investitionen in die Infrastruktur von Stadt- und Eisenbahnen für den Nah-
verkehr fördert das Land auch Erneuerungs- und Erhaltungsinvestitionen in die Infra-
struktur von nicht bundeseigenen öffentlichen Eisenbahnen, sofern sie vorrangig dem
Güterverkehr dienen.

Außerdem fördert das Land die für Elektro- und Wasserstoffbusse erforderliche Lade-
und Werkstattinfrastruktur. Auch die Förderung von Planungsleistungen zur Bildung

4. Verkehr

Förderung der Eisenbahnen und des öffentlichen Nahverkehrs
(Kapitel 10 110)
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eines Planungsvorrats wird fortgesetzt. Für den SPNV ist die Bildung eines Planungs-
vorrates im Zusammenspiel mit der Infrastrukturförderung im besonderen Landesinte-
resse gemäß § 13 ÖPNVG NRW zu sehen. Schwerpunktmäßig sollen hier die wich-
tigsten Infrastrukturmaßnahmen zur Umsetzung der SPNV Zielnetzkonzeption
2032/2040 des Landes Nordrhein-Westfalen finanziert und gezielt priorisiert vorange-
trieben werden. Dies auch vor dem Hintergrund, möglichst zeitnah Projekte ins GVFG-
Bundesprogramm aufzunehmen. Die Förderung des Sozialtickets wird fortgeführt.

Darüber hinaus wird das Land Nordrhein-Westfalen die Finanzierung des Deutsch-
landtickets im Jahr 2026 fortführen, wenn die Bundesregierung den Anteil des Bundes
an der Finanzierung auch für das Jahr 2026 im Regionalisierungsgesetz (RegG) fest-
schreibt. Ein entsprechender Gesetzentwurf zur Änderung des RegG befindet sich im
parlamentarischen Verfahren. Es ist beabsichtigt, nach Abschluss des Verfahrens die
für das Deutschlandticket vorgesehenen Mittel per Ergänzungsvorlage in den Haushalt
2026 einzustellen.

Des Weiteren werden Maßnahmen im besonderen Landesinteresse mit 7,4 Mio. EUR
gefördert, hierzu zählen insbesondere Zuwendungen zur Verbesserung der Qualität,
der Sicherheit und des Service im ÖPNV.
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Titelgruppe 64 Transfermittel zur Verbesserung der Flugsicherheit, des
Umweltschutzes und der Infrastruktur zur Entwicklung
innovativer Luftfahrttechnologien

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

3.545.000 EUR 3.545.000 EUR 2.032.267 EUR

Luftverkehr

In einer globalisierten Welt ist der Luftverkehr unverzichtbarer Teil im Mobilitätsmix.
Fliegen verbindet Menschen, Kulturen und Wirtschaftsräume. Der Luftverkehr ermög-
licht den freien Handel und die grenzüberschreitende ökonomische Vernetzung. Ins-
besondere für einen modernen Industrie- und Wirtschaftsstandort wie Nordrhein-West-
falen – im Herzen des europäischen Binnenmarkts gelegen – bietet die Luftfahrt Mo-
bilitätslösungen, die unverzichtbar und alternativlos sind.

Ebenso wie andere Verkehrsträger steht auch der Luftverkehr vor einer Transforma-
tion – die Transformation hin zur Klimaneutralität. Fliegen soll künftig klimagerechter
werden, indem effizientere Flugzeuge mit geringerem Kerosinverbrauch und damit
niedrigerem CO2-Ausstoß, innovativen Technologien, alternativen Antrieben und
nachhaltigen Flugkraftstoffen zum Einsatz kommen.

Vor dem Hintergrund vereinbarter nationaler, europäischer und internationaler Klima-
schutzziele will Nordrhein-Westfalen seinen Beitrag dazu leisten, die Neuausrichtung
des Luftverkehrs hin zum klimaneutralen – mit dem Etappenziel des klimafreundliche-
ren – Fliegen aktiv mitzugestalten und in einigen Technologie- und Innovationsfeldern
auch führend zu prägen und somit Keimzelle innovativen Luftverkehrs zu werden.

Ziel der Landesregierung ist es daher, den Luftverkehr in Nordrhein-Westfalen so wei-
terzuentwickeln, dass er neben den Mobilitätsbedürfnissen von Reisenden und Wirt-
schaftsakteuren auch dem Klimaschutz und den Bedürfnissen der Anwohnerinnen und
Anwohner nach Lärmschutz stärker Rechnung trägt. Ebenfalls sollen die Verkehrs-
modi besser miteinander vernetzt werden, um Nutzerinnen und Nutzern eine nahtlose,

Angelegenheiten der Luftfahrt (Kapitel 10 120)
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barrierefrei zugängliche, multimodale und möglichst emissionsarme, sichere Mobili-
tätskette anbieten zu können. Der Luftverkehr ist ein wichtiger Verkehrsträger und will
dazu einen konstruktiven Beitrag leisten.

Mit der Förderrichtline für die Gewährung von Zuwendungen für Maßnahmen zur Ver-
besserung der Flugsicherheit, des Umweltschutzes und der Infrastruktur zur Erfor-
schung innovativer Lufttechnologien will das Land Nordrhein-Westfalen insbesondere
auch Investitionen in innovative Lösungen und Verfahren unterstützen, die darauf ab-
zielen, den Luftverkehr klimafreundlicher zu gestalten und dazu beitragen, die Lärm-
und Schadstoffemissionen weiter zu verringern. Konkret gefördert werden sollen die
Entwicklung und Erprobung neuer Optionen und umsetzungsorientierter Strategien für
die zukünftige Mobilität von Personen, Gütern oder Luftarbeit sowie von innovativen
bzw. optimierten Vernetzungsmöglichkeiten des Luftverkehrs mit anderen Verkehrs-
trägern.

Die Forschungsmittel sollen neben Forschungsinstituten auch in Nordrhein-Westfalen
angesiedelten luftfahrtaffinen Unternehmen zugutekommen. Damit werden die im
Land vorhandenen Kompetenzen im Bereich Forschung und Entwicklung besser ge-
bündelt und der Klimaschutz im Luftverkehr hin zu einem klimaneutralen Luftverkehr –
in Zusammenarbeit mit der Luftfahrtindustrie – aktiv vorangetrieben.

Um innovative Technologien im Luftverkehr zur Anwendungsreife zu bringen, müssen
stets sicherheitsrelevante Aspekte berücksichtigt werden. Dies betrifft vielfach die be-
stehende Luftverkehrsinfrastruktur. Auch insofern sind die Bestandsflugplätze in einem
sicheren Zustand zu erhalten, damit sie neue Anforderungen der innovativen Techno-
logien adaptieren können.

Mit der Mittelbereitstellung für die Verbesserung der Flugsicherheit, des Umweltschut-
zes und der Infrastruktur zur Entwicklung innovativer Luftfahrttechnologien setzt die
Landesregierung ihr Ziel um, Forschung und Entwicklung von Innovationen im Luftver-
kehr weiter voranzubringen. Das umfasst die positive Begleitung von Entwicklungen
wie etwa Flugtaxen sowie die Unterstützung der Weiterentwicklung bei innovativen
Flugverfahren und klimaneutralen Antrieben im Luftverkehr.
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Titelgruppe 68 Maßnahmen zur Abwehr von Angriffen auf die Sicherheit des
Luftverkehrs

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

41.955.000 EUR 31.653.200 EUR 28.582.165 EUR

Bis 2024 wurde die Luftsicherheitskontrolltechnik zentral durch den Bund beschafft
und von den Ländern über 8 Jahre refinanziert. Seit 2025 ist im Jahr der Anschaffung
der Kaufpreis vollständig fällig, wird aber über 8 Jahre durch die aufkommenden Ge-
bühren entsprechenden refinanziert.
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Angelegenheiten der Schifffahrt (Kapitel 10 130)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

7.595.000 EUR 7.595.000 EUR 5.004.556 EUR

Wasserstraßen

Nordrhein-Westfalen verfügt über ein Binnenwasserstraßennetz mit insgesamt etwa
720 Kilometern Länge. Davon entfallen rund 240 Kilometer auf den Rhein und etwa
480 Kilometer auf das Westdeutsche Kanalnetz. An den Binnenwasserstraßen liegen
etwa 120 Häfen; davon sind 23 öffentliche Häfen. Sie leisten als Schnittstelle der Ver-
kehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße einen maßgeblichen Beitrag zur um-
weltschonenden Bündelung und Verlagerung von Gütertransporten auf Wasserstra-
ßen und Schienen.

Es ist ein Anliegen der Landesregierung, nicht nur die Häfen der Rheinschiene, son-
dern auch die Anbindung der Kanalhäfen als Logistikstandorte zu stärken. Dies erfolgt
unter anderem durch eine Kostenbeteiligung am Ausbau von Kanälen im westdeut-
schen Kanalgebiet (insbesondere Rhein-Herne-Kanal und Datteln-Hamm-Kanal), die
aufgrund von Regierungsabkommen bereits fortlaufend seit 1965 geleistet wird. Die
Höhe der Ansätze richtet sich nach dem Umfang der jährlichen Bautätigkeit des Bun-
des im jeweiligen Haushaltsjahr. Sie lag in der Vergangenheit bei durchschnittlich
7 Mio. EUR. Hieran wird sich in den nächsten Jahren kaum etwas ändern, da der
Handlungsbedarf unverändert groß ist.

Zu den Ausbau- und Erneuerungsmaßnahmen gehören z. B. die Sanierung der
Schleusen, der Schiffsanlegestellen und der Poller entlang der Kanalstrecken. Aber
auch die Brücken werden im Zuge dieser Maßnahmen saniert und, wenn erforderlich,
auf eine Durchfahrtshöhe von mindestens 5,25 m angehoben, um eine leistungsfähige
Infrastruktur mit verlässlich nutzbaren Wasserstraßen auch für den zweilagigen Con-
tainerverkehr zu schaffen.
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Titelgruppe 61 Nahmobilität

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

43.500.000 EUR  40.000.000 EUR 35.136.097 EUR

Nahmobilität

Das Land gewährt nach Maßgabe der Förderrichtlinien Nahmobilität Zuwendungen an
Gemeinden und Gemeindeverbände für Investitionen und Planungen, Service sowie
Kommunikation und Informationen zur Verbesserung des Radverkehrs und anderer
Formen der Nahmobilität. Förderfähig sind Bau- und Ausbauvorhaben, grundhafte
Sanierung sowie weitere Vorhaben der Nahmobilität, die geeignet sind, ein
umweltschonendes, sicheres und nutzerorientiertes Angebot der Nahmobilität zu
schaffen und motorisierten Individualverkehr auf die Nahmobilität zu verlagern.

Gefördert werden neben Radwegen, Fahrradabstellanlagen und Gehwegen auch
Querungseinrichtungen, die den Verkehr sicherer machen. Außerdem sind neue
Wegweiser, Ladestationen für Pedelecs, Öffentlichkeitsarbeit und Modal-Split-
Erhebungen Bestandteil der Programme. Die hier geförderten Neubau-, Ausbau- oder
grundhafte Sanierungsmaßnahmen wirken für die Bürgerinnen und Bürger direkt vor
Ort und dienen überwiegend den Alltagsverkehren.

Bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen werden die Maßnahmen aus Landesmitteln
und ggf. Bundesfinanzhilfen (Verwaltungsvereinbarungen Sonderprogramm „Stadt
und Land“ oder Radschnellwege 2017 - 2030) unter Berücksichtigung der haushalts-
mäßigen Rahmenbedingungen gefördert.

Die Förderung der Fuß- und Radinfrastruktur erfreut sich einer sehr großen Beliebtheit
auf kommunaler Ebene.

Straßenverkehr und kommunaler Straßenbau (Kapitel 10 140)
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Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb Straßen NRW) (Kapitel 10 150)

Titel 777 11, 777 12, 777 13 und 777 14

Titel Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

777 11   235.000.000 EUR 231.000.000 EUR  233.531.630 EUR

777 12     10.000.000 EUR   11.000.000 EUR      9.539.065 EUR

777 13     30.000.000 EUR   30.000.000 EUR    42.109.150 EUR

777 14     38.552.600 EUR   39.552.600 EUR    32.069.361 EUR

Investitionen in das Landesstraßennetz

Gute Mobilität ist Standortfaktor und sichert Wohlstand, soziale Sicherheit und
Teilhabe. Zu guter Mobilität gehört auch eine leistungsfähige Straßen- und
Radverkehrsinfrastruktur.

Nur durch die stetige Steigerung der für den Erhalt der Straßensubstanz vorgesehenen
Haushaltsmittel in den vergangenen Jahren, konnte der Verschlechterung der
Landesstraßeninfrastruktur entgegengewirkt werden. So stiegen die im Haushalt für
die Erhaltung angesetzten Mittel von 185,0 Mio. EUR in 2020, auf 205,0 Mio. EUR in
2021, auf 213,4 Mio. EUR in 2022 und 2023 sowie auf 220,0 Mio. EUR in 2024. In
2025 wurde der Investitionsansatz noch einmal um 11,0 Mio. EUR, davon 1 Mio. EUR
für das Sonderprogramm Südwestfalen, auf insgesamt 231,0 Mio. EUR erhöht. Im Jahr
2026 stehen weitere 5 Mio. EUR für das Sonderprogramm Südwestfalen zur
Verfügung. Auch zukünftig soll in erheblichem Umfang in die Sanierung von Straßen
und Ingenieurbauwerken investiert werden, um die Infrastruktur zukunftsfest zu
machen. Der Zustand ist insgesamt in den kommenden Jahren kontinuierlich zu
verbessern und die Mittel werden entsprechend priorisiert.

Mit den Finanzmitteln für kleinere Um- und Ausbaumaßnahmen können im Interes-
se der Verbesserung der Verkehrssicherheit und zur Beseitigung von Unfall-
schwerpunkten erforderliche Maßnahmen, insbesondere innerhalb von
Ortsdurchfahrten, für die Regierungsbezirke entsprechend der Priorisierung durch die
Regionalräte finanziert werden. Auch diese Maßnahmen haben i. d. R. einen
erheblichen Erhaltungsanteil.



Straßen- und Brückenbau (Landesbetrieb Straßen NRW)

38

Mittel für den Neu- und Ausbau größerer Vorhaben im Landesstraßennetz dienen der
Weiterfinanzierung der im Landesstraßenbauprogramm enthaltenen bereits
begonnenen und noch in Bau gehenden Maßnahmen des Landes-
straßenausbauplans.

Um das Netz kontinuierlich und systematisch zu erweitern und die Qualität des
Radwegenetzes in Nordrhein-Westfalen weiterhin zu verbessern, werden für
Radwege an Landesstraßen nicht nur der Bau neuer, sondern auch der Erhalt
bestehender Radwege in den Fokus genommen. Damit wird der Bedeutung des
Radverkehrs für die Mobilität noch stärker Rechnung getragen. Wie bei den
Landesstraßen arbeitet Straßen.NRW auch für die Erhaltung der Radwege an
Landesstraßen an einer systematischen Erfassung des Zustands als Grundlage für
eine bedarfsgerechte landesweite Mittelverteilung.

Durch die Mittel werden auch die Modellprojekte des „Bürgerradweges“ und die
„Radwege auf stillgelegten Bahntrassen“ sowie die komplementären Anteile des
Landes am Sonderprogramm „Stadt und Land“ des Bundes finanziert. So können die
Aktivitäten im Bereich Radverkehrsmobilität verstärkt werden.
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Die Schwerpunkte „Digitalisierung“ und „Vernetzung“ sind in Ergänzung zu den hier
aufgeführten Titelgruppen in der Titelgruppe 79 (Kapitel 10 110) im Rahmen von För-
derungen nach § 14 ÖPNVG NRW z. T. berücksichtigt. Die u. a. Erläuterungen bezie-
hen sich daher ebenso auf diese Titelgruppe.

Titelgruppe 65 Mobilitätskonzepte und verkehrsmittelübergreifende Mobili-
tät

Vernetzung

Die Förderung aus der Titelgruppe 65 setzt den Schwerpunkt auf Maßnahmen der
Vernetzung von Mobilitätsangeboten sowie der integrierten ÖPNV-Planung über Ver-
waltungsgrenzen hinaus. Es wird eine landesweit einheitliche Dispositionssoftware für
On-Demand-Angebote aufgebaut. Die Software kann anschließend von den bestehen-
den Projekten übernommen werden bzw. neue Projekte können auf ihr aufsetzen.
Maßgeblich ist, dass Schnittstellen und Datenformate standardisiert werden, womit die
On-Demand-Angebote zukünftig einfacher in die landesweite Fahrplanauskunft inte-
griert werden können. Der Förderaufruf für Betriebskostendefizite von On-Demand-
Ridepooling Verkehren zielt auf die Nutzung der landesweiten einheitlichen Dispositi-
onssoftware und Stärkung von interkommunalen und integrierten Mobilitätangeboten
ab. Digitale und innovative Konzepte bieten die Möglichkeit, die Flächenerschließung
im ländlichen Raum wirtschaftlicher zu betreiben.

Die Förderrichtlinie für vernetzte Mobilität und Mobilitätsmanagement (FöRi-MM)
wurde im Juli 2025 umfassend überarbeitet und unterstützt die städtischen Knoten im
transeuropäischen Verkehrsnetz bei der Erstellung von Nachhaltigen Urbanen Mobili-
tätsplänen. Ebenfalls werden aus der Richtlinie Maßnahmen des Mobilitätsmanage-

Angelegenheiten der Mobilität, Digitalisierung und Vernetzung
(Kapitel 10 160)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

17.200.000 EUR 17.500.000 EUR 16.381.662 EUR
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ment in Betrieben, in Schulen und den Kommunen gefördert. Ein wichtiger Förder-
schwerpunkt sind darüber hinaus Mobilstationen. Aus der Titelgruppe wird zudem das
Zukunftsnetz Mobilität NRW gefördert.

Titelgruppe 74 NRW.Mobidrom

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

5.970.100 EUR 5.970.100 EUR 4.748.413 EUR

Digitalisierung

Die Digitalisierung und Vernetzung des Verkehrs spielen eine immer wichtigere Rolle,
damit die Menschen flexibel, zuverlässig und vor allem auch umweltfreundlich an ihr
Ziel kommen. Das NRW.Mobidrom übernimmt hierzu als Landesagentur zentrale Um-
setzungsaufgaben. Als technisches Herzstück wird aktuell die Mobidrom Datenplatt-
form aufgebaut, über die künftig verkehrsträgerübergreifend und landesweit Mobilitäts-
daten aufbereitet, gebündelt und diskriminierungsfrei zur Verfügung gestellt. Das
NRW.Mobidrom unterstützt zudem die Kommunen bei der Datenbereitstellung und
-nutzung sowie bei der Vernetzung aller Akteure. Daneben ist das NRW.Mobidrom für
den Betrieb und die Weiterentwicklung des Verkehrsportals Verkehr.NRW zuständig.
Zudem werden Maßnahmen zu Mobility as a Service vom NRW.Mobidrom durchge-
führt.

Titelgruppe 73  Entwicklung und Pflege des Mobility Data Space (Datenraum
Mobilität)

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

300.000 EUR 300.000 EUR 289.000 EUR

Der Mobility Data Space ist eine Initiative der Bundesregierung unter Einbezug der
föderalen Ebenen, der Wissenschaft und der Wirtschaft mit dem Ziel der Nutzbarma-
chung von Mobilitätsdaten für intermodale Wegeketten. Das Land Nordrhein-Westfa-
len ist Gesellschafter des Mobility Data Space und unterstützt den Aufbau und die
Fortentwicklung durch geeignete Projekte.
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Titel 537 10 Untersuchungen auf allen Gebieten der Landesverkehrspla-
nung

Grundsatzangelegenheiten der Mobilität

Schwerpunktmäßig werden aus diesem Titel Untersuchungen im Rahmen der Landes-
verkehrsplanung finanziert. Dazu zählt das fertiggestellte multimodale Landesver-
kehrsmodell 2035, welches in regelmäßigen Abständen fortgeschrieben werden muss.
Auf Grundlage des Landesverkehrsmodells 2035 werden die gesetzlich geforderten
Bedarfspläne für den schienengebundenen ÖPNV, die Landesstraßen und die Rad-
schnellverbindungen erstellt. Die Bedarfspläne sind wesentliche Entscheidungsgrund-
lagen für zukünftige Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur. So decken die Mittel ak-
tuell die Vergabe und, dem folgend, die Neuaufstellung des Landesstraßenbedarfs-
plans für den Bau neuer und die wesentliche Änderung bestehender Landesstraßen
in der Straßenbaulast (gemäß § 1 Landesstraßenausbaugesetz NRW). Ferner bildet
das Landesverkehrsmodell die Grundlage für diverse verkehrliche Untersuchungen,
z. B. die Betrachtung von Szenarien. Hierfür ist eine ausreichende Bereitstellung von
Haushaltsmitteln über mehrere Jahre hinweg erforderlich.

Ansatz 2026 Haushalt 2025 Ist-Ergebnis 2024

1.200.000 EUR 1.300.000 EUR 297.450 EUR
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C. Personalhaushalt

1. Einzelplan 10

Aufgliederung

des Personals 2026 gegenüber 2025

Kapitel

  Titel 1) Titel Titel 1)

Gesamt
2026

Gesamt
2025  +/-

422 01 422 02 428 01

Beamtinnen
und

Beamte

Beamtinnen
und Beamte

im Vorb.-Dienst

Arbeitnehme-
rinnen und

Arbeitnehmer

10 010 409 - 176 585 595 -10

10 011 - - 19 19 22 -3

10 111 - - 7 7 8 -1

10 150 940 103 3.297 4.340 4.339 +1

10 400 342 3 855 1.200 1.190 +10

Insgesamt 1.691 106 4.354 6.151 6.154 -3

Vorjahr 1.685 105 4.364 6.154

 +/- zum
Vorjahr +6 +1 -10 -3

1) einschließlich Titelgruppen
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2. Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr

    (Kapitel 10 010)

Erläuterungen zu den Planstellen-/Stellenveränderungen:

Realisierung eines kw-Vermerks im Bereich eGovG zum 31.12.2025 der Bes.Gr.

A 12 LBesO NRW.

1 x LG 2.1 und 8 x LG 1.2 Umsetzung des 10%-igen Stellenabbaus in der

Ministerialverwaltung über fünf Jahre mit entsprechender Kürzung des

Personalbudgets

Laufbahngruppe insgesamt

Bezeichnung AT +/- 2.2 +/- 2.1 +/- 1.2 +/- 1.1 +/- 2026 2025 +/-

Beamtinnen und
Beamte - - 284  125 -1 0 - - - 409 410 -1

Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer 2 - 50 - 55 -1 64 -8 5 - 176 185 -9

Insgesamt: 2 - 334 - 180 -2 64 -8 5 - 585 595 -10

Beamtinnen und
Beamte auf
Widerruf im
Vorbereitungsdienst

- - - - - - - - - - - - -

Auszubildende nach dem Berufsbildungsgesetz 12 12 -
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3.  Erledigung von Umweltaufgaben durch kommunale Stellen

     (Kapitel 10 011)

Landesbeschäftigte:

Laufbahngruppe insgesamt

Bezeichnung 2.2 +/- 2.1 +/- 1.2 +/- 1.1 +/- 2026 2025 +/-

Beamtinnen und Beamte - - - - - - - - - - -

Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer

- -1 14  -1 5 -1 - - 19 22 -3

Insgesamt: -1 14 -1 5 -1 - - 19 22 -3
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4.  Erledigung von Aufgaben nach dem ÖPNVG NRW

     durch kommunale Stellen (Kapitel 10 111)

Landesbeschäftigte:

Nach der am 01.01.2008 in Kraft getretenen Novellierung des ÖPNVG NRW

erfolgte eine Aufgabenverlagerung der Infrastrukturförderung von den

Bezirksregierungen zu den kommunalen Zweckverbänden. Im Rahmen dieser

Aufgabe folgte das Personal der Aufgabe. Der Personalübergang ist in § 15 a

ÖPNVG NRW geregelt.

Beamtinnen und Beamte wurden versetzt. Tarifbeschäftigte sind den

Zweckverbänden/Anstalten des öffentlichen Rechts im Wege der

Personalgestellung zur Verfügung gestellt worden.

Laufbahngruppe insgesamt

Bezeichnung 2.2 +/- 2.1 +/- 1.2 +/- 1.1 +/- 2026 2025 +/-

Beamtinnen und Beamte - - - - - - - - - - -

Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer

- - 6 -1 1 - - - 7 8 -1

Insgesamt: - - 6 -1 1 - - - 7 8 -1
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5.  Landesbetrieb Straßenbau NRW (Kapitel 10 150)

Erläuterungen zu den Planstellen-/Stellenveränderungen:

Realisierung zwei kw-Vermerke im Bereich eGovG zum 31.12.2025 der Bes.Gr.

A 12 LBesO NRW.

Realisierung eines kw-Vermerks im Bereich Personalgestellung der Autobahn

GmbH zum 31.12.2025 der Bes.Gr. A 12 LBesO NRW.

Einrichtung von einer Planstelle der Bes.Gr. A14 LBesO A NRW (Mehrbedarf

Sanierungsoffensive Straßen), gegenfinanziert aus 10 140 883 18.

Einrichtung von einer Planstelle der Bes.Gr. A13 LG 2.2 LBesO A NRW

(Mehrbedarf Bau Bundesstraßen), gegenfinanziert aus 10 140 883 18.

Einrichtung von einer Planstelle der Bes.Gr. A13 LG 2.2 LBesO A NRW

(Mehrbedarf Verkehrswegebau), gegenfinanziert aus 10 140 883 18.

Laufbahngruppe insgesamt

Bezeichnung 2.2 +/- 2.1 +/- 1.2 +/- 1.1 +/- 2026 2025 +/-

Beamtinnen
und Beamte 216 +3 692 -3 32 - - - 940 940 -

Arbeitnehmerin
nen und
Arbeitnehmer

127 +10 1.258 -7 1.912 -3 - - 3.297 3.297 -

Insgesamt: 343 +13 1.950 -10 1.944 -3 - - 4.237 4.237 -

Beamtinnen
und Beamte auf
Widerruf im
Vorbereitungsd
ienst

34 - 67 +1 2 - - - 103 102 +1

Auszubildende nach dem Berufsbildungsgesetz 274 274 -
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8 x Stellenhebung aus der Laufbahngruppe 2.1 aufgrund durchzuführender

Umplanungen/Umfinanzierungen im Stellenplan zur Sicherstellung der

Übernahme von Baureferendarinnen und -referendaren (Nachwuchsgewinnung).

1 x Stellenhebung aus der Laufbahngruppe 2.1 wegen tarifgerechter

Eingruppierung im Referat Gebäudemanagement „Behördliche Bauaufsicht gem.

§ 4 FStrG“.

1 x Laufbahngruppe 2.2 ohne Entgeltaufwand Projektleitung INS-GST mit kw-
Vermerk zum 31.12.2029.

1 x Stellenhebung aus der Laufbahngruppe 1.2 zur Umwandlung eines
Dienstpostens im Referat Gebäudemanagement im Kontext der klimaneutralen
Landesverwaltung NRW.

Einrichtung von 1 Stelle vergleichbar Laufbahngruppe 2.1 (Mehrbedarf
Sanierungsoffensive Straßen), gegenfinanziert aus 10 140 883 18.

Wegfall von 2 Stellen vergleichbar Laufbahngruppe 1.2 (Stellen ohne
Entgeltaufwand – Personalgestellung an die Autobahn GmbH des Bundes).
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6.  Landesamt für Natur, Umwelt und Klimaschutz

    (Kapitel 10 400)

Erläuterungen zu den Planstellen-/Stellenveränderungen:

Einrichtung einer Planstelle der Bes.Gr. 1 x A14 LBesO NRW, für den Bereich

Digitalisierung umwelttechnischer Fachverfahren, gegenfinanziert aus 10 060 TG

61.

Einrichtung einer Planstelle der Bes.Gr. 1 x A14 LBesO NRW, für den Bereich

Starkregen, gegenfinanziert aus 10 050 TG 66.

Einrichtung einer Planstelle der Bes.Gr. 1 x A14 LBesO NRW, für den Bereich

Insektenmonitoring, gegenfinanziert aus 10 030 TG 82.

Einrichtung einer Planstelle der Bes.Gr. 1 x A14 LBesO NRW, für den Bereich

klimaresilienter Hochwasserschutz, gegenfinanziert aus 10 050 TG 66.

Laufbahngruppe insgesamt

Bezeichnung 2.2 +/- 2.1 +/- 1.2 +/- 1.1 +/- 2026 2025 +/-

Beamtinnen
und Beamte 222 +5 115 +2 5 - - - 342 335 +7

Arbeitnehmerin
nen und
Arbeitnehmer

89 +1 303 +2 462 - 1 - 855 852 +3

Insgesamt: 311 +6 418 +4 467 - 1 - 1.197 1.187 +10

Beamtinnen
und Beamte auf
Widerruf im
Vorbereitungsd
ienst

- 3 - - - - - 3 3 -

Auszubildende nach dem Berufsbildungsgesetz 179 179 -
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Einrichtung einer Planstelle der Bes.Gr. 1 x A13 EA LBesO NRW, für den Bereich

klimaresilienter Hochwasserschutz, gegenfinanziert aus 10 050 TG 66.

Einrichtung zweier Planstellen der Bes.Gr. 2 x A11 EA LBesO NRW, für den

Bereich klimaresilienter Hochwasserschutz, gegenfinanziert aus 10 050 TG 66.

1 x Stellenhebung in die Laufbahngruppe 2.2 wegen tarifgerechter

Eingruppierung.

Einrichtung zwei Stellen Laufbahngruppe 2.1 für den Bereich Umweltschecks,

gegenfinanziert aus 10 030 TG 82.

Einrichtung einer Stelle Laufbahngruppe 2.1 für die Abwicklung der

Förderrichtlinie „Zukunftsfähige und nachhaltige Abwasserbeseitigung NRW“

gegenfinanziert aus Kapitel 10 050 TG 71.

Das Planstellensoll 2025 berücksichtigt die Umsetzung gemäß § 50 Abs. 1 LHO

von 134 Planstellen nach Kapitel 15 500 (LAVE).

Das Stellensoll 2025 berücksichtigt die Umsetzung gemäß § 50 Abs. 1 LHO von

121 Stellen nach Kapitel 15 500 (LAVE).
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D. Abkürzungsverzeichnis und Glossar

AAV Verband für Altlastensanierung und Flächenrecycling

Abs

AbwAG

Absatz

Abwasserabgabengesetz

ANK Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz

Bes.Gr.

BNE

Besoldungsgruppe

Bildung für nachhaltige Entwicklung

DV Datenverarbeitung

eezy-nrw Mobile NRW App

EFRE Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

EGD Europäischer Grüner Deal

EGoVG E-Government-Gesetz

EKrG Eisenbahnkreuzungsgesetz

Epl. Einzelplan

EU

EUR

Europäische Union

Euro

EFA Effizienz-Agentur NRW

ESF Europäische Sozialfonds

ETZ - INTERREG Europäische Territoriale Zusammenarbeit

FstrG Bundesfernstraßengesetz

FöRi-MM Förderrichtlinie für vernetzte Mobilität und

Mobilitätsmanagement

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz

HG Hauptgruppe (kamerale Gliederung)

HH Haushalt

i.d.H./ i.H.v In der Höhe / in Höhe von

INS-GST Integrationsnetz Straße Großraum- und

Schwertransporte

IT Informationstechnik

IT.NRW

JTF

Landesbetrieb Information und Technik NRW

Just Transition Fund
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KIAnG Klimaanpassungsgesetz

KRiS Klimaresiliente Region mit internationaler Strahlkraft

Kw Künftig wegfallend

LANUV Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz

LANUK Landesamt für Natur, Umwelt und Klima

LAVE Landesamt für Verbraucherschutz und Ernährung

LBesO Landesbesoldungsordnung

LIFE Förderinstrument der EU für den Umwelt-, Natur- und

Klimaschutz

LuftSiG Luftsicherheitsgesetz

LQRL Richtlinie über Luftqualität und saubere Luft für Europa

LUQS Luftqualitätsüberwachungssystem

MLV Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz

MUNV

MWIKE

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des
Landes NRW

Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und
Energie des Landes NRW

Mio. Million(en)

Mrd. Milliarde(n)

NE nichtbundeseigene öffentliche Eisenbahnen

NVR Zweckverband Nahverkehr Rheinland

NWL Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe

ÖPNV Öffentlicher Personen-Nahverkehr

ÖPNVG NRW Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in

Nordrhein-Westfalen

OZG Onlinezugangsgesetz

PFAS Schadstoffgruppe der per- und polyfluorierten Tenside

PFV Planfeststellungsverfahren

RegG Regionalisierungsgesetz

SPNV Schienenpersonennahverkehr

TG Titelgruppe

VRR Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
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VU Verkehrsunternehmen

WRRL Wasserrahmenrichtlinie

ZunA Zukunftsfähige und nachhaltige Abwasserbeseitigung

NRW




